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Gegenwärtig bestehen in der DDR etwa 1 100 LPGs Pflanzen­
produktion und etwa 2 800 LPGs Tierproduktion sowie 
140 VEGs Pflanzenproduktion und 320 VEGs Tierproduktion. 
Sie können ihre Aufgaben nur dann erfüllen, wenn sie viel­
fältige und stabile Kooperationsbeziehungen mit anderen 
Betrieben der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft eingehen. 
Die Kooperation ist eine objektive. Existenzbedingung, um 
entsprechend dem Stand der Arbeitsteilung und Spezialisie­
rung die Produktion durch beschleunigte Anwendung von 
Wissenschaft und Technik umfassend und auf lange Sicht zu 
intensivieren.

Die Festigung der LPGs und der VEGs sowie die allseitige 
Entwicklung ihrer Kooperationsbeziehungen verschmelzen 
immer mehr zu einem einheitlichen Prozeß. Als eine Schlüs­
selfrage erweist sich dabei die Vertiefung der Kooperation 
zwischen den LPGs und VEGs Pflanzenproduktion und den 
LPGs und VEGs Tierproduktion. Sie entspricht den Erforder­
nissen des natürlichen Kreislaufs Boden-Pflanze-Tier-Boden 
und trägt dazu bei, den arbeitsteiligen einheitlichen Repro­
duktionsprozeß rationell zu gestalten.

Die Vertiefung der Kooperationsbeziehungen in der Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft ist — wie im Programm der 
SED betont wird — ein Wesenszug der Agrarpolitik der Partei 
der Arbeiterklasse.1 Wiederholt wurde in Beschlüssen der 
SED unterstrichen, daß die Kooperation der LPGs und der 
VEGs für einen langen Zeitraum der geeignete und einzig 
annehmbare Weg ist, um die Potenzen des genossenschaft­
lichen Eigentums voll zu erschließen und so günstige Bedin­
gungen für die umfassende Intensivierung in der Landwirt­
schaft zu schaffen.2

Um die wechselseitigen zwischenbetrieblichen Beziehun­
gen stabil zu organisieren, ist eine exakte rechtliche Regelung 
erforderlich. Die LPGs und VEGs nutzen hierfür seit langem 
Kooperationsvereinbarungen. Diese Praxis wurde dem LPG- 
Gesetz von 1982 zugrunde gelegt, das in § 16 die Koopera­
tionsvereinbarung als eines der wichtigsten rechtlichen 
Instrumente zur Gestaltung von Kooperationsbeziehungen 
regelt.

Grundanliegen und Rechtscharakter 
der Musterkooperationsvereinbarung

Die Erfahrungen bei der Nutzung derartiger Vereinbarungen 
wurden nunmehr in der vom Ministerrat der DDR bestätig­
ten Musterkooperationsvereinbarung für die Kooperation der 
LPG und VEG — Anlage zur Bekanntmachung vom 12. Juni 
1985 (GBl. I Nr. 17 S. 207) — verallgemeinert. Die Muster­
kooperationsvereinbarung (im folgenden: MKV) ist ihrem 
juristischen Wesen nach eine staatliche Empfehlung i. S. des 
§ 7 Abs. 3 LPG-G. Als empfehlende Rechtsnorm ist sie eine 
wichtige Quelle des Agrar- bzw. LPG-Rechts.

Es ist Aufgabe jeder LPG und jedes VEG, die MKV zum 
Anlaß zu nehmen, um die Verwirklichung der dort empfoh­
lenen Maßnahmen entsprechend den konkreten Bedingungen 
der jeweiligen Kooperation zu organisieren und die dafür 
erforderlichen Entscheidungen durch die Leitungsorgane der 
LPGs und VEGs herbeizuführen. In der Kooperationsverein­
barung der jeweiligen Kooperation der LPGs und VEGs sind 
exakt die Ziele der kooperativen Zusammenarbeit, die Rechte 
und Pflichten der Kooperationspartner zur Vertiefung ihrer 
Kooperationsbeziehungen sowie die Stellung, Aufgaben, 
Befugnisse und Arbeitsweise des Kooperationsrates als des 
gewählten demokratischen Organs der Kooperationspartner 
zur gemeinsamen Leitung, Planung, Organisation und Abrech­
nung der Kooperation und des Vorsitzenden des Koopera­
tionsrates festzulegen.

Die MKV enthält Empfehlungen im einzelnen, wie zur 
Sicherung des einheitlichen, arbeitsteilig organisierten Repro­

duktionsprozesses der Pflanzen- und Tierproduktion im 
Territorium das Zusammenwirken der Partner (LPGs und 
VEGs) als gemeinsames Handeln gestaltet werden soll. Ein 
Grundgedanke der rechtlichen Regelung ist, daß die Koopera­
tionspartner solche Aufgaben gemeinsam als Betriebe im 
Verbund lösen, die eine einzelne LPG oder ein einzelnes VEG 
allein nicht mehr bewältigen kann. Es sind daher solche 
Aufgaben auf die Ebene der Kooperation zu heben, die die 
Möglichkeiten des einzelnen Kooperationspartners über­
steigen.

Die von den Vollversammlungen der LPGs und den Lei­
tungsorganen der anderen Kooperationspartner beschlossene 
und vom Rat des Kreises bzw. von den übergeordneten 
Leitungen mitwirkender VEGs bestätigte Kooperationsver­
einbarung ist für alle Kooperationspartner verbindlich.

Die Rechtsstellung der LPG und des VEG in der Kooperation

Die Kooperationsbeziehungen sind davon geprägt, daß die 
LPGs und VEGs die Grundeinheiten der landwirtschaftlichen 
Produktion sind und bleiben. Das erfordert, daß sie ihre 
juristische Selbständigkeit und ökonomische Eigenverant­
wortung behalten. Dieser bereits in § 11 LPG-G verankerte 
Grundsatz für alle Formen der Kooperationsbeziehungen ist 
von ausschlaggebender Bedeutung für das Verständnis der 
Kooperation von LPGs und VEGs und für deren weitere Ent­
wicklung. Er ist Ausdruck der im LPG-Gesetz juristisch 
fixierten ökonomischen und gesellschaftlichen Funktion der 
LPG als sozialistischer Produktionsgenossenschaft, die imma­
nenter Bestandteil der sozialistischen Volkswirtschaft (§ 4 
LPG-G) und als gesellschaftliche Organisation der Klasse der 
Genossenschaftsbauern „untrennbarer Bestandteil der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft“ (§ 3 LPG-G) ist. Ent­
sprechendes gilt nach §§ 31, 41 KombinatsVO für die VEGs.

Die Wahrung der juristischen und ökonomischen Selbstän­
digkeit und Eigenverantwortung der LPG in der Kooperation 
ergibt sich aus der Notwendigkeit, die LPG als Genossen­
schaft mit ihren politischen, ökonomischen, sozialen und 
geistig-kulturellen Aufgaben funktionsfähig zu erhalten und 
somit die Potenzen des genossenschaftlichen Eigentums und 
der genossenschaftlichen Organisationsform der Bauern um­
fassend zum Tragen zu bringen. Die Selbständigkeit der LPG 
bei der Gestaltung ihrer Kooperationsbeziehungen kommt 
ökonomisch und juristisch sichtbar darin zum Ausdruck, daß 
in der Kooperation jede LPG (und auch jedes VEG) einen 
eigenen Betriebsplan besitzt, für dessen Erfüllung sie gegen­
über der Gesellschaft verantwortlich ist, daß sie ihr eigenes 
Betriebsergebnis erwirtschaftet, daß sie eigene genossen­
schaftliche Fonds besitzt, nutzt und im Rahmen der Gesetze 
darüber eigenständig verfügt, daß sie ihr eigenes Vergütungs­
system für die genossenschaftliche Arbeit ihrer Mitglieder 
gestaltet und daß sie auch weiterhin die für ihre Wirtschafts­
tätigkeit erforderlichen Wirtschaftsverträge und anderen 
Rechtsgeschäfte abschließt.3

Die Beibehaltung der juristischen und ökonomischen Selb­
ständigkeit der LPG in der Kooperation hat auch zur Folge, 
daß das Leitungssystem der LPG, wie es sich aus den Muster­
statuten der LPG ergibt, durch die Kooperation nicht in 
Frage gestellt wird. Nach wie vor behält die Vollversamm­
lung als oberstes Organ der LPG ihre ausschließliche Zustän­
digkeit (§5 LPG-G; Ziff. 61 LPG-MSt).

Diese Ausgangspunkte, die mit der Gewährleistung der 
Funktion der LPG bei der weiteren Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft verbunden sind, sind in 
der MKV durchgängig berücksichtigt worden. Sie geben damit 
auch den Aufgaben, den einzelnen Rechten und Pflichten der 
LPGs und VEGs bei der Ausgestaltung ihrer wechselseitigen 
Beziehungen das Gepräge.

1 Vgl. Programm der SED, Berlin 1976, S. 31.
2 Vgl. z. B. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an 

den X. Parteitag der SED, Berlin 1981, S. 75 i.; ders.. Aus dem 
Bericht des Politbüros an die 9. Tagung des Zentralkomitees der 
SED, Berlin 1984, S. 48 if.; ders.. Zur Vorbereitung des XI. Partei­
tages der SED (Aus der Rede auf der 10. Tagung des Zentralkomi­
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3 Mit dieser rechtlichen Ausgestaltung der Stellung der LPG in der 
Kooperation wird zugleich Auffassungen entgegengetreten, die 
darauf hinauslaufen, die Kooperation der LPGs (und VEGs) nach 
kurzer Übergangszeit zu einer großen LPG mit Pflanzen- und 
Tierproduktion zusammenzuschließen. Daß derartige Auffassungen 
keine Substanz haben, ergibt sich schon daraus, daß in vielen 
Kooperationen VEGs mitwirken, die ja auf der Grundlage staatlich- 
sozialistischen Eigentums tätig sind.


